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Digitale Teilhabe für alle – Digitalisierung und Medienbildung in der 

Jugendverbandsarbeit  
 

In einer postdigitalen Gesellschaft ist die Auseinandersetzung mit positiven wie 
negativen Aspekten der Digitalisierung unumgänglich. Denn: Räume, soziale Gefüge und 
Interaktion, Wissen und alle anderen Bereiche unserer Gesellschaft sind von digitalen 
Tools, Instrumenten und Kommunikation durchdrungen. Damit verbunden sind 
zahlreichen Chancen für junge Menschen, ebenso wachsende Anforderungen an 
digitaler Eigenverantwortung und einen kritischen Umgang. Es braucht 
Unterstützungssysteme für junge Menschen, um Risiken zu minimieren und gleichzeitig 
das Potential für Mitgestaltung, Meinungsbildung, Wissen und Kultur nutzen zu können. 
Dabei braucht es ein Gleichgewicht aus Schutz, Befähigung und Teilhabe. 
 
Digitale Infrastruktur erhöht Chancengerechtigkeit 
In einem Flächenland wie Brandenburg ist es essenziell, digitale Teilhabe durch 
infrastrukturelle Maßnahmen zu ermöglichen. Dazu zählen insbesondere ein 
flächendeckender Ausbau der Glasfaserinfrastruktur sowie des Mobilfunknetzes. 
Jeder*m Bürger*in in Brandenburg muss ein digitaler Zugang ermöglicht werden. 
Gerade in ländlichen Räumen ist dies noch immer nicht der Fall. Zu diesen 
infrastrukturellen Maßnahmen gehört insbesondere auch, junge Menschen und Jugend- 
und Bildungseinrichtungen bei der Entwicklung kommunaler und landesweiter 
Digitalstrategien zu beteiligen, um Bedarfen gerecht zu werden und zukunftssicher 
aufgestellt zu sein. 



 

 

Mit wachsenden digitalen Möglichkeiten – insbesondere in Bezug auf Künstliche 
Intelligenz und der zunehmenden Bedeutung Sozialer Netzwerke – müssen die 
Unterstützungssysteme junger Menschen entsprechend technisch ausgestattet sein. Mit 
dem Digitalpakt Schule konnten in den vergangenen Jahren Lücken geschlossen 
werden. Einrichtungen der Jugend(verbands)arbeit konnten davon jedoch nicht 
profitieren. Es braucht eine gleichwertige Behandlung mit dem Lernraum Schule, 
beispielsweise durch einen Digitalpakt Kinder- und Jugendarbeit, wie er seit Langem 
von zahlreichen bundesweiten Verbänden gefordert wird. [1] Das Potential der non-
formalen Bildung, zu denen die Angebote der Jugend(verbands)arbeit gehören, werden 
in Brandenburg nicht ausreichend oder nicht übergreifend von allen Ministerien 
mitbedacht. Dies sollte selbstverständlich werden. 
 
Medienbildung als Schlüssel für eine kritische digitale Gesellschaft 
Gerade in Zeiten wachsender Anforderungen junger Menschen durch neue digitale 
Angebote und einer sich damit verändernden Dynamik in allen Gesellschaftsbereichen, 
benötigt es flächendeckende Unterstützungsangebote. Hier müssen Fragen des 
erzieherischen Jugendmedienschutzes konsequent mitgedacht werden.  
Der Jugendverbandsarbeit und der außerschulischen Jugendarbeit kommt neben dem 
Lernraum Schule dabei eine besondere Bedeutung zu. Es bedarf einer 
flächendeckenden Verankerung von Medienbildungsangeboten für junge Menschen in 
ganz Brandenburg. Gleichzeitig müssen pädagogische Fachkräfte Zugang zu Fort- und 
Weiterbildungsangeboten erhalten, die auch aktuelle Phänomene, Möglichkeiten und 
Risiken des digitalen Raums berücksichtigen.  
Gleichzeitig müssen auch wir Jugendverbände unsere Digitalkompetenzen stetig 
ausbauen und Digitalisierung sowohl instrumentell als auch gestalterisch nutzen. Wir 
erkennen die Möglichkeit, Haltungen zu entwickeln und zu vertreten und gleichzeitig 
Zugänge zu erleichtern. Für uns sind dabei Aspekte der Barrierefreiheit, der Förderung 
eine digitalen Gemeinwohlorientierung und Datensouveränität zentrale Grundsätze. 

https://www.dbjr.de/artikel/digitalpakt-kinder-und-jugendarbeit


 

 

Digitalisierung braucht Standards und Regulierung – jedoch keine Verbote 
Flächendeckende Angebote der Medienbildung allein reichen jedoch nicht aus, um 
jungen Menschen eine chancen- und altersgerechte digitale Teilhabe zu ermöglichen. 
Mit Besorgnis nehmen wir aktuelle Tendenzen wahr, diese Teilhabe durch Social-Media-
Verbote einzuschränken, anstatt digitale Räume zu schaffen, in denen junge Menschen 
sich angstfrei bewegen können und die das jugendliche Bedürfnis nach Austausch, 
Teilhabe und Mitgestaltung unterstützen. Solche Verbotsszenarien zeigen vielmehr 
deutlich auf, dass die Durchsetzung bestehender Gesetze und Regulierungen großer 
Digitalunternehmen nicht konsequent umgesetzt werden. Fragen des 
Jugendmedienschutzes und des Datenschutzes müssen stärker durchgesetzt werden. 
Fehlende Kontrollmöglichkeiten und Regulierungen dürfen nicht zulasten junger 
Menschen gehen. 
 
Demokratie braucht alle – auch im digitalen Raum 
Die Rolle des digitalen Raums für unsere Zivilgesellschaft und unsere Demokratie ist 
unumstritten. Mit Sorge nehmen wir eine wachsende Radikalisierung, wachsenden Hass 
und die wachsende Verbreitung von Falschnachrichten und Verschwörungserzählungen 
im digitalen Raum wahr. Diese Tendenzen fordern uns, durch positive 
Gesellschaftsbilder und dem Aufzeigen gesellschaftlicher Vielfalt einen Gegenpol zu 
Hass und Hetze zu setzen. Damit sind nicht nur Parteien gemeint, sondern wir alle, 
denen an einer demokratischen Gesellschaft gelegen ist. Wir Jugendverbände in 
Brandenburg werden durch eine aktive digitale Debattenkultur und die Verteidigung 
demokratischer Werte und von vulnerablen Gruppen junger Menschen weiter für einen 
demokratischen digitalen Raum einstehen. 
 
[1] Vgl.: https://www.dbjr.de/artikel/digitalpakt-kinder-und-jugendarbeit 
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